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Wie viel Unmittelbarkeit braucht unser 
Strafverfahren? – Möglichkeiten und 
Grenzen von Beweistransfers

Für den Strafrechtswissenscha�ler Franz von Liszt war der Grundsatz der 
Unmittelbarkeit eine der wichtigsten Prozessmaximen des Strafverfahrens. 
Danach sollen diejenigen Personen, die zu dem aufzuklärenden Geschehen 
Wahrnehmungen gemacht haben, selbst in der Hauptverhandlung als Zeugen 
angehört werden. Der Vorrang des Personalbeweises durch unmittelbare Ver-
nehmung ist auch heute noch in der Vorschri� des § 250 StPO verankert.
Dennoch kann man eine Erosion des Unmittelbarkeitsgrundsatzes feststellen. 
Schon vor den jüngsten Reformen zur effektiveren und praxis tauglicheren 
Ausgestaltung des Strafverfahrens (2017) und zur Modernisierung des Strafver-
fahrens (2019) waren so viele Ausnahmen durch Gesetz und Rechtsprechung 
eingeführt, dass die Maxime in akademischer Idealform womöglich zu keiner 
Zeit gültig war.

Insbesondere die früher nicht vorhandene Möglichkeit, Zeugenvernehmungen 
im Ermittlungsverfahren in Bild und Ton aufzuzeichnen und diese Aufzeich-
nung in der Hauptverhandlung vorzuführen, kann zur Prozessbeschleunigung 
beitragen, indem eine zweite Vernehmung des Zeugen in der Hauptverhandlung 
vermieden wird. Die Vorführung der Aufzeichnung könnte die Zeugenaussage 
zudem möglicherweise authentischer wiedergeben, als die Verlesung des Proto-
kolls oder die Vernehmung des Vernehmungsbeamten, was unter bestimmten 
Voraus setzungen zulässig ist. Außerdem würde es insbesondere denjenigen 
Zeugen, die durch Stra�aten verletzt wurden, die Wiederholung einer o� als 
schmerz ha� empfundenen Vernehmung in öffentlicher Hauptverhandlung 
 ersparen.

Andererseits darf das Ziel des Strafverfahrens nicht aus dem Blickfeld geraten, 
mittels eines fairen rechtsstaatlichen Verfahrens die Wahrheit zu erforschen. 
Das Konfrontationsrecht des Beschuldigten und seiner Verteidigung darf nicht 
zu  gunsten der Prozessökonomie beschnitten werden. Eine kritische Über-
prüfung der Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens in der Hauptverhandlung 
dient außer  dem der Absicherung der Wahrheitsfindung und damit der Legiti-
mität des Urteils. Kritiker des dahingehenden Reformprozesses befürchten, die 
Transparenz und letztlich die Bedeutung der Hauptverhandlung könnten 
ins  ge  samt Schaden nehmen, wenn Gesetz und Rechtsprechung noch weiter-
gehend als bisher zulassen, dass Ergebnisse aus dem Ermittlungsverfahren unter 
Verzicht auf die unmittelbare Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen 
in die Hauptverhand lung eingeführt werden. Die strafrechtliche Abteilung wird 
sich mit diesen spannenden Fragen zum Kernbereich des Strafverfahrensrechts 
beschä�igen. 
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